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Integration 
       im Umbruch
In der Integrationspolitik ist zurzeit einiges im Wandel.
Im September 2006 haben die Stimmberechtigten mit
einer Zweidrittelmehrheit das neue Ausländergesetz an-
genommen und damit auch der Integration neues Gewicht
gegeben: Diese wird nun ausdrücklich zur Staatsaufgabe.
Das führt zu zahlreichen Neuerungen in der Integrations-
praxis, angefangen von der Informationspflicht der Be-
hörden für die Zugewanderten bis hin zu zahlreichen
Massnahmen im Bereich Arbeitsmarkt und Berufsbildung.
Zudem wird künftig die Integrationsförderung von aner-
kannten Flüchtlingen, vorläufig Aufgenommenen und den
übrigen Migrantinnen und Migranten besser aufeinander
abgestimmt. Ende Jahr läuft das gegenwärtige Schwer-
punktprogramm des Bundes für die Integrationsförde-
rung aus, und für die Jahre 2008 bis 2011 ist ein neues
Schwerpunktprogramm beschlossen. Im Kanton Luzern
wird der Integrationsbeauftragte in die neue Fachstelle
Gesellschaftsfragen integriert.
In dieser Umbruchsphase ziehen wir im Blickpunkt Integ-
ration eine Zwischenbilanz über das in der kantonalen
Integrationspolitik Erreichte. Die Integration der Zuge-
wanderten ist grundsätzlich erfolgreich −  dies wird im

Integrationsbericht des Bundes festgestellt, und wir se-
hen es auch im Kanton Luzern. Integration findet im All-
tag statt, meistens sehr unspektakulär. Das können wir
an einem Beispiel aufzeigen: Vor fünf Jahren hat der
Blickpunkt Integration über das Projekt "Zusammen leben
in Geuensee" berichtet. Nun haben wir in Geuensee nach-
gefragt und festgestellt, dass vieles aus dem Projekt im
Gemeindeleben fest etabliert werden konnte. Was dies
im Hinblick auf die Integration bewirken kann, hat eine
Türkin eindrücklich zusammengefasst: "Den ersten Schritt
habe ich gemacht. Dann bekam ich zwei weitere ge-
schenkt." Dieses Beispiel zeigt, dass erfolgreiche Integra-
tion ein zweiseitiger Prozess ist, an dem die Aufnahmege-
sellschaft ebenso beteiligt ist wie die Zugewanderten.
Auch in vielen andern Projekten wurde wertvolle Arbeit
geleistet, und zahlreiche Zugewanderte konnten über
Sprachkurse oder andere Angebote ihre Integration in
unserer Gesellschaft stärken. Diese Erfahrungen ermuti-
gen, den begonnenen Weg in den neuen Strukturen ent-
schieden weiterzuführen.

Hansjörg Vogel
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Im Bereich der Integration von Ausländerinnen und

Ausländern ist in den vergangenen knapp zehn Jah-

ren viel geschehen. Auf Bundesebene setzte die Integ-

rationsverordnung vom Jahr 2000 erste Richtlinien.

Seit 2001 werden Integrationsprojekte durch den

Bund finanziell unterstützt. Vielerorts wurden Integra-

tionsleitbilder erstellt, und inzwischen gibt es in allen

Kantonen Integrationsdelegierte oder zumindest An-

sprechstellen für die Integration von Ausländerinnen

und Ausländern.

Im neuen Ausländergesetz, das am 1. Januar 2008 in

Kraft tritt, ist erstmals ein ganzes Kapitel der Integra-

tion gewidmet. Darin werden Bund, Kantone und Ge-

meinden unter anderem verpflichtet, bei der Erfüllung

ihrer Aufgaben die Anliegen der Integration zu be-

rücksichtigen und die Integration in verschiedenen

Bereichen zu fördern. Und im letzten Jahr haben alle

grossen Parteien das Thema Integration aufgegriffen −

wenn auch aus verschiedenen Blickwinkeln und mit

unterschiedlicher Stossrichtung.

Chancengleichheit noch nicht 
verwirklicht
"Angesichts der Tatsache eines grösstenteils friedli-

chen und problemlosen Zusammenlebens kann die

Integration der Ausländerinnen und Ausländer als

erfolgreich bezeichnet werden", heisst es im Bericht

"Probleme der Integration von Ausländerinnen und

Ausländern in der Schweiz", den das Bundesamt für

Migration im letzten Jahr herausgab. Integration wird

in diesem Bericht aber auch als Chancengleichheit

definiert. Sie gilt dann als gelungen, wenn Auslände-

rinnen und Ausländer in verschiedenen Bereichen die

gleichen Kennzahlen aufweisen wie Schweizerinnen

und Schweizer, die sich gesellschaftlich und wirtschaft-

lich in vergleichbaren Lebenssituationen befinden. Da

listet der Bericht Defizite auf: In vielen Situationen steht

die ausländische Bevölkerung schlechter da als die

Schweizerinnen und Schweizer, insbesondere bei der

Schul- und Berufsbildung und auf dem Arbeitsmarkt.

Auch ist das Armutsrisiko bei Ausländerinnen und Aus-

ländern doppelt so hoch wie bei der einheimischen

Bevölkerung, und sie erkranken öfter und fühlen sich

häufiger psychisch unwohl. Als die wichtigsten Ursa-

chen für Integrationsprobleme nennt der Bericht eine

schwierige sozio-ökonomische Lage und Bildungsfer-

ne. Der Zugang zu einer Erwerbstätigkeit sei demnach

die zentrale Bedingung für eine gelungene Integrati-

on. Deshalb sei die Integrationsförderung in den Be-

reichen Berufsbildung und Arbeitsmarkt zu stärken.

Dies soll jedoch innerhalb der bestehenden Institutio-

nen geschehen, in Berufsschulen und Betrieben. Son-

derstrukturen für Ausländer seien zu vermeiden.

Erfolgreiche Projektförderung
Seit Beginn der Projektförderung durch den Bund

2001 ist die Zahl der unterstützten Projekte stetig ge-

wachsen. 2006 gingen erstmals mehr als 800 Gesu-

che ein, 615 erhielten einen Beitrag aus dem Integra-

tionskredit von 14 Millionen Franken. "Eigentlich hät-

ten noch mehr Projekte den Anforderungen für einen

finanziellen Beitrag entsprochen", schreibt die Eidge-

nössische Ausländerkommission in ihrem Jahresbe-

richt. "Doch die Grenze von 14 Millionen konnte nicht

überschritten werden." Alle vier Jahre werden neue

Schwerpunkte der Förderung festgelegt. Im letzten

Programm, das Ende dieses Jahres ausläuft, ging mehr

als ein Drittel der Unterstützungsgelder an die Sprach-

förderung für schwer erreichbare Zielgruppen. Einen

wichtigen Teil machte auch die Unterstützung von

Kompetenzzentren in Kantonen und Städten aus.

14 Millionen Franken Bundesgelder für die Integrati-

onsförderung −  dies erscheint auf den ersten Blick

nicht sehr viel zu sein. Bei Projekten handle es sich

jedoch nur um ergänzende Massnahmen, sagt dazu

Hansjörg Vogel, Integrationsbeauftragter des Kan-

tons Luzern. Der Hauptteil der Integrationsarbeit ge-

schehe innerhalb regulärer Strukturen, wie in den

Schulen oder in der Arbeitswelt. So habe der Bund

beispielsweise für Sprachkurse in Erwerbslosenpro-

grammen rund 60 Millionen Franken aufgewendet.

Integrationsprojekte sind laut Hansjörg Vogel aber

nach wie vor wichtig. Sie brächten Tausende von Zu-

gewanderten und Schweizerinnen und Schweizern

zusammen, ermöglichten so Kontakte und Kommuni-

kation an der Basis und leisteten grosse Arbeit im

Bereich der Sensibilisierung.

Kanton Luzern: "Viel erreicht"
Im Kanton Luzern wurden im vergangenen Jahr 39

Projekte mit insgesamt gut einer Million Franken vom

Bund unterstützt. Damit liegt Luzern hinter Zürich, Bern

und Waadt an vierter Stelle. Gemessen an der Bevöl-

kerungszahl wird hier also vergleichsweise  viel unter-

nommen. Als Grund dafür nennt Hansjörg Vogel die

Tatsachen, dass mit FABIA, Caritas Luzern und SAH

Zentralschweiz hier starke, gut verankerte Fachstellen

aktiv sind und dass Luzern einer der ersten Kantone

war, die eine Koordinationsstelle eingerichtet haben.

"In den letzten Jahren wurde hier viel erreicht", meint

Hansjörg Vogel. So hätten sich Sprachkurse für schwer

erreichbare Zielgruppen gut entwickelt: Gegen 800

Personen besuchten jährlich diese Angebote. Auch

die Kurse für neu Zugewanderte seien mit rund 50

Teilnehmenden pro Jahr gut gebucht. Und im Bereich

Quartier- und Gemeindeentwicklung gebe es immer

wieder wichtige Veranstaltungen.

FABIA und Dolmetschdienst
Der Schwerpunkt "Kompetenzzentren entwickeln"

der letzten beiden Schwerpunktprogramme des Bun-

des hat sich im Kanton Luzern bei der FABIA und dem

Dolmetschdienst ausgewirkt. Dank der Unterstützung

von Bund und Kantonen konnte der Dolmetschdienst

Zentralschweiz entwickelt und aufgebaut werden.

Und die FABIA hat sich von einer reinen Ausländerbe-

ratungsstelle zu einer anerkannten Integrationsfach-

stelle entwickelt, die viel an Informations- und Vernet-

zungsarbeit leistet. Bei beiden Stellen ist zu hoffen,

dass sich der Bund weiterhin an der Finanzierung be-

teiligt. Bei Projekten und Programmen, die im Rah-

men der Projektförderung unterstützt werden, ist vor-

gesehen, dass sich der Bund am Ende des nächsten

Schwerpunktprogramms zurückzieht. Wenn dies tat-

sächlich so durchgesetzt wird, müssen Wege gesucht

werden, wie die beiden Fachstellen ihre Dienstleistun-

gen weiter anbieten können.

Eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Die Integrationsarbeit der vergangenen Jahre hat laut

Hansjörg Vogel einiges bewirkt. Zu den wichtigsten

Veränderungen zählt er die Tatsachen, dass Zugewan-

derte heute früher Deutschkurse besuchen, dass im-

mer mehr Gemeinden im Bereich Integration aktiv

geworden sind und dass die Migrantenvereine −  dank

der Unterstützung und Wertschätzung ihrer Projekt-

arbeit −  gestärkt wurden. Insgesamt habe sich die Si-

tuation im Migrationsbereich entschärft. In Zukunft

gelte es, noch weiter auf eine echte Chancengleich-

heit hinzuarbeiten. Deshalb sei Integrationsarbeit vor

allem bei sozial schwachen Zielgruppen von Bedeu-

tung. "Integration ist langfristig ein gesellschaftliches

Thema und nicht in erster Linie ein Ausländerprob-

lem", stellt Hansjörg Vogel weiter fest. Deshalb gelte

es, sie innerhalb der regulären staatlichen und gesell-

schaftlichen Strukturen anzugehen und die Tätigkei-

ten verschiedener Institutionen noch besser aufeinan-

der abzustimmen. Ein Schritt in diese Richtung ist die

Schaffung der neuen Fachstelle Gesellschaftsfragen

des Kantons Luzern, die am 4. Juli an der Rösslimatt-

strasse 37 ihre Büros bezogen hat. Hier wurden das

Büro für Gleichstellung von Mann und Frau, die kan-

tonale Jugendförderung, die Stelle für Familienfragen

und die Koordinationsstelle für Ausländer- und Inte-

grationsfragen zu einer Fachstelle vereint (Siehe S. 8).

Rosmarie Kayser

In den letzten Jahren ist
Integration schweizweit ein
wichtiges Thema geworden.
Auch im Kanton Luzern hat
sich viel getan. Doch die
Aufgabe bleibt, der Chan-
cengleichheit für alle ein
Stück näher zu kommen.

Integrationsförderung  eine Zwischenbilanz

Projekte bringen Menschen
zusammen: Am Midnight
Basket in Emmen genauso...

... wie bei der Aufgabenhilfe
in Geuensee.
Bilder Rudolf Steiner
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Vor sechs Jahren hat die Gemeinde Geuen-
see in Zusammenarbeit mit der Caritas
Luzern das Projekt "Zusammen leben in
Geuensee" durchgeführt −  mit bleibendem
Erfolg.

"Ich denke, das Projekt hat das Verständnis für die

Migrantinnen und Migranten in der Gemeinde ge-

stärkt", sagt Pia Sax, seit 1991 Sozialvorsteherin in

Geuensee. Von den rund 2200 Einwohnerinnen und

Einwohnern der Gemeinde ist knapp ein Viertel aus-

ländischer Herkunft. Viele von ihnen leben in dersel-

ben grösseren Überbauung mit älteren Wohnblocks.

"Wir haben dort nie Probleme", sagt Pia Sax. Es sei

nichts Spektakuläres, was in Geuensee passiert sei,

meint sie. Aber man spüre, man sei einen Schritt wei-

tergekommen.

Projekte haben Bestand
Im Zentrum des Projektes im Jahr 2001 standen vier

grosse Gesprächsrunden mit Vertreterinnen und Ver-

tretern der sechs wichtigsten Sprach- und Kulturgrup-

pen. Dort wurde die Grundlage gelegt für verschie-

dene weiterführende Projekte. Damals ist auch das

Gesprächsforum entstanden −  eine Gruppe von Zuge-

zogenen, Einheimischen und Vertretungen des Ge-

meinderats. Noch immer trifft sich diese Gruppe rund

alle zwei Monate, um anstehende Themen zu bespre-

chen und Aktivitäten zu planen. Und vieles, was da-

mals initiiert wurde, ist heute fester Bestandteil im

Gemeindeleben, wie Ursula Strebel, Schweizer Mit-

glied des Forums, erklärt. So gibt es immer an der tra-

ditionellen Chilbi ein "Zelt der Kulturen", das von Zu-

gewanderten geführt wird. In Zusammenarbeit mit

der FABIA werden Deutschkurse für Frauen angebo-

ten; dazu werden neu zugezogene Frauen persönlich

eingeladen. In der Schule nehmen etwa zehn Kinder

Nachhilfeunterricht in Anspruch, der von älteren

Schülerinnen und Schülern für ein kleines Entgelt ge-

boten wird. Auch die Übersetzung wichtiger Informa-

tionen von Gemeinde und Schule ist organisiert −  eine

Gruppe von Freiwilligen leistet bei Bedarf diese Arbeit.

Das Fussballturnier für Schüler und Erwachsene, das

ebenfalls damals gestartet wurde, haben inzwischen

Jugendvereine übernommen.

Die Integrationsarbeit wird von der Gemeindebevöl-

kerung sehr geschätzt. So hat sie im vergangenen

Jahr den Anerkennungspreis der Gemeinde von 1000

Franken der Gruppe vom Gesprächsforum zugespro-

chen.

Zugewanderte fühlen sich wohl 
"In Geuensee sind die Leute freundlich, ich fühle mich

gut hier", sagt Gülay Korkmaz. Und sie spüre, dass

sich auch andere Ausländerinnen und Ausländer in

der Gemeinde wohl fühlten. Die Türkin lebt mit ihrem

Mann und dem Sohn seit fünf Jahren in der Schweiz,

seit 2004 in Geuensee. Im ersten Jahr hatte sie wenig

Kontakte ausserhalb der Familie. Als sie sich dann für

einen Deutschkurs interessierte, lernte sie Ursula Stre-

bel vom Gesprächsforum kennen. "Den ersten Schritt

habe ich gemacht", sagt sie heute. "Dann bekam ich

zwei weitere Schritte geschenkt." Den Deutschkurs

besuchte sie schliesslich nicht in der Gemeinde. Doch

sie begann, bei verschiedenen Anlässen mitzuhelfen,

und nun ist sie auch im Gesprächsforum mit dabei.

Dieses sei ihr sehr wichtig, da lerne sie viel über das

Dorf und über das Leben hier, sagt sie. Und wenn sie

sich irgendwo zusammen mit andern Menschen en-

gagieren könne, gebe ihr das Kraft und Energie.

Am Bewährten weiterarbeiten
"Wir wollen keine Vorzeigegemeinde sein", meint So-

zialvorsteherin Pia Sax. "Auch wir haben in der Schule

ab und zu die üblichen Schwierigkeiten, und die Be-

völkerung steht nicht einfach mit offenen Armen da,

um möglichst viele Migrantinnen und Migranten nach

Geuensee zu holen." Doch die Integrationsarbeit zeige

immer wieder "Lichtblicke". So seien alle Kinder in der

Gemeinde vor dem Kindergarten mindestens ein Jahr

in der Spielgruppe −  weil die Mitglieder des Gesprächs-

forums bei allen Familien vorbeigingen und ihnen dies

persönlich ans Herz legten. Damit gelinge vor allem

den Kindern aus zugezogenen Familien der Schulein-

tritt viel leichter. An der Chilbi sei das Zelt der Kulturen

genauso integriert wie die Guuggenmusik und andere

einheimische Vereine. Und bei Einbürgerungen, die

an der Gemeindeversammlung mit offenem Hand-

mehr beschlossen werden, gebe es immer wieder Ge-

meindebürgerinnen und -bürger, die sich offen für die

Antragstellenden einsetzten. "Nun gilt es, am Bewähr-

ten weiterzuarbeiten", sagt Pia Sax. Zurzeit sei man

daran, familienergänzende Betreuungsangebote auf-

und auszubauen.                 Rosmarie Kayser

Aktivitäten  der Integrationskommission
von Wolhusen haben dem  Türken Yusuf
Gelic geholfen, Kontakte zur einheimischen
Bevölkerung zu knüpfen. Nun lebt er gern
in der Gemeinde.

Zum Gespräch hat Yusuf Gelic in das kleine, neu ein-

gerichtete Schneider-Atelier an der Bahnhofstrasse in

Wolhusen geladen. Hier hofft er, bald eine Anstellung

zu haben. (Zum Zeitpunkt des Gesprächs waren noch

nicht alle Formalitäten dazu erledigt.) Mit dabei ist

Hülya Narmann, ebenfalls Türkin, die seit 1983 hier

lebt und als "Schlüsselperson" im Auftrag der Integra-

tionskommission ihrem Landsmann bei Bedarf bei-

steht. In einfacheren Angelegenheiten kann sich Yu-

suf Gelic gut auf Deutsch verständigen, aber für aus-

führlichere Gespräche reichen seine Sprachkenntnisse

nicht aus. Doch seit seiner Ankunft in Wolhusen vor

fünf Jahren hat er grosse Schritte Richtung Integration

getan.

Kaum Kontakte in der Gemeinde
"Die ersten anderthalb Jahre kannte ich hier über-

haupt keine Leute", sagt Yusuf Gelic. Er war 2001 mit

seiner Frau und einer Tochter als Asylbewerber in die

Schweiz gekommen, ein Jahr später zog die Familie

nach Wolhusen. 2002 hatte er eine Stelle in einem

Holzbaugeschäft; diese musste er aber nach ein paar

Monaten wieder aufgeben −   seine Frau war schwan-

ger, hatte Komplikationen, und Yusuf Gelic musste

sich um die Familie kümmern. Danach fand er keine

Arbeit mehr. "Neben der Familie bestand mein Tag

aus fernsehen, spazieren, essen, schlafen", erzählt er.

Erst allmählich hätten sie ein paar andere türkische

Familien kennengelernt.

Mit der Modeschau fing es an
Zu ersten guten Kontakten mit der Wolhuser Bevölke-

rung verhalf ihm ein Projekt der Integrationskommis-

sion. Diese führte vor zwei Jahren eine Kulturwoche

durch, und als ausgebildeter und erfahrener Schnei-

der wurde Yusuf Gelic angefragt, bei der Vorberei-

tung einer Modeschau mitzuarbeiten. Da führte er

während rund eines Jahres zusammen mit einer

Schweizer Schneiderin ein Nähatelier für Jugendliche,

wo er unter anderem besondere Latzhosen für sie

herstellte. Anfänglich waren die jungen Wolhuserin-

nen und Wolhuser dem türkischen Schneider gegen-

über etwas skeptisch und zurückhaltend. Doch dann

lernten sie sein Talent schätzen. Während der Kultur-

woche präsentierte er dann auch zusammen mit sei-

ner Tochter traditionelle türkische Festtagskleider. Da-

mit war sein Einstand als Schneider in Wolhusen ge-

lungen. Später leitete er in einem Schulprojekt ein

Nähatelier. Und seither kommen immer wieder Leute,

besonders Jugendliche, mit kleinen Aufträgen zu ihm;

meist führt er diese gratis aus oder gegen ein symboli-

sches Entgelt. Nach der Kulturwoche beteiligte sich

die Familie Gelic auch mit einem Essstand am Weih-

nachtsmarkt, und für ein halbes Jahr war Yusuf Gelic

beim Elternrat der Schule dabei.

Der Wunsch: hierbleiben
Die Integrationskommission der Gemeinde habe ihm

sehr geholfen, meint Yusuf Gelic. "Heute geht es mir

tipptopp hier", sagt er. "Ich kenne jetzt viele Leute."

Einzig die mangelnden Sprachkenntnisse hinderten

ihn etwas bei spontanen Kontakten auf der Strasse.

Bisher fehlten ihm Ruhe und Sicherheit, sich intensiv

mit dem Deutschlernen zu befassen. Die Arbeitssuche

hatte immer erste Priorität. Nun hofft Yusuf Gelic,

dass es klappt mit der Arbeit im neuen Atelier. Dann

werde er sicher auch die Sprache leichter lernen,

meint er. Und sein grösster Wunsch ist, dass die Fami-

lie in der Schweiz bleiben kann. Er möchte nicht mehr

weg von Wolhusen. Doch der definitive Asylentscheid

steht noch aus.

Rosmarie Kayser

Erfolgreiches Projekt in Geuensee Einleben  in Wolhusen

Zusammen leben in...
Das Projekt "Zusammen leben in
Geuensee" war ein Pilotprojekt der
Caritas Luzern. Danach wurde es in
fünf weiteren Gemeinden oder
Quartieren durchgeführt, zum Teil
mit weiterführenden Projekten.
Caritas Luzern bietet es weiterhin
interessierten Gemeinden an. 
Mehr Infos unter: 
www.caritas-luzern.ch/integration

Integrationskommission
Die Integrationskommission Wol-
husen besteht aus Personen der
Kirche, der Jugendarbeit und der
ausländischen Bevölkerung. Sie
organisiert verschiedene Anlässe in
der Gemeinde, führt in Zusammen-
arbeit mit der FABIA Deutschkurse
durch, organisiert heimatsprachli-
chen Unterricht für die ausländi-
schen Kinder und sorgt für Über-
setzungen der wichtigsten Gemein-
deinformationen. Zudem bildet sie
Schlüsselpersonen aus: Zugewan-
derte, die schon länger in der
Gemeinde leben und ihren Lands-
leuten in verschiedenen Situatio-
nen beistehen. 

Yusuf Gelic mit seiner
jüngeren Tochter im Atelier in
Wolhusen. 
Bild Rudolf Steiner



Information
Auskunft über die konkreten Mög-
lichkeiten der Projektförderung er-
teilt die FABIA, Tribschenstrasse 78, 
6005 Luzern. 
www.fabialuzern.ch
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Blickpunkt: Die Bedeutung der Integration scheint
nun allgemein anerkannt zu sein −  alle grossen Partei-
en haben das Thema aufgegriffen. Eine positive Ent-
wicklung?
Walter Schmid: Dass die Integration als gesellschaft-
liche Aufgabe erkannt wird, ist sicher positiv. Das hat

jedoch auch mit der wirtschaftlichen Situation zu tun:

Die Konjunktur läuft gut, wir brauchen Arbeitskräfte,

da ist es auch im Interesse der Wirtschaft, zur Integra-

tion ja zu sagen. Aber man muss schon genau hinhö-

ren, was im politischen Diskurs zur Integration heute

gesagt wird. In den vergangenen Jahren ist man sich

bewusst geworden, dass der Staat die integrations-

fördernden Rahmenbedingungen schaffen muss, dass

aber auch die Zugewanderten selber Anstrengungen

zur Integration leisten müssen, ganz im Sinne von:

Fördern und Fordern. Unter dem Druck rechtspopulis-

tischer Strömungen findet nun aber eine Wende statt.

Die Forderungen an die Zugewanderten stehen im

Vordergrund. Nach Ansicht vieler gelten nun die In-

tegrationsbemühungen der Migrantinnen und Mig-

ranten als Vorleistungen für ein allfälliges Entgegen-

kommen des Staates.

Wie wirkt sich diese politische Diskussion auf die In-
tegrationsarbeit aus?
Es gibt einen grossen Unterschied zwischen dem poli-

tischen Integrationsdiskurs und der Integrationsrea-

lität. Der Diskurs ist oft banal, ideologisch besetzt,

immer gleich und ohne Lerneffekt. Die konkrete Integ-

rationsarbeit hingegen ist viel dynamischer und viel-

schichtiger. Vieles geschieht in den Schulen, am Ar-

beitsplatz, in den Quartieren, fernab aller Ideologie.

Hier ist der politische Einfluss glücklicherweise eher

beschränkt. Und diese Integrationsarbeit ist über das

Ganze gesehen sehr erfolgreich. Die Schweiz hat eine

sehr grosse Integrationskraft. Das relativ friedliche Zu-

sammenleben so vieler unterschiedlicher Gruppen be-

legt das.

In welche Richtung läuft die konkrete Integrationspoli-
tik zurzeit?
Heute geht es in erster Linie darum, bestehende Integ-

rationshemmnisse abzubauen und  darum, den Zu-

gewanderten Zugang zu den normalen öffentlichen

Diensten und Gütern −  vor allem zur Bildung −  zu ver-

schaffen. Spezielle Angebote für Ausländer sollten

dabei die Ausnahme sein. Diese Entwicklung begrüsse

ich sehr. Noch zu wenig beachtet wird das Potenzial,

das die Ausländerorganisationen für die Integration

einbringen können. Hier sollte man Initiativen stärker

honorieren und Strukturen unterstützen.

Im neuen Schwerpunktprogramm des Bundes fällt die
Unterstützung kleiner Projekte, die das Zusammenle-
ben fördern, weg. Weshalb?
Das Schwerpunktprogramm wird neu durch das Bun-

desamt für Migration gemacht und vom zuständigen

Departement Blochers verabschiedet. Wir von der Eid-

genössischen Ausländerkommission haben da keinen

Einfluss mehr. Neu werden die Kleinprojekte nicht

mehr gesondert erwähnt. Es liegt nun in der Verant-

wortung der Kantone, solche zu fördern und die Aus-

länderinnen und Ausländer am Programm zu beteili-

gen. Es wäre ein grosser Verlust, wenn es diese Pro-

jekte nicht mehr gäbe, denn die Kleinprojekte waren

es, die in den vergangenen sieben Jahren die Integra-

tionsarbeit bis in die letzten Quartiere und Dörfer ge-

bracht und die Menschen zu ihrem oft ehrenamtli-

chen Engagement ermutigt haben. 

Über das Ganze gesehen entsteht der Eindruck, dass
Integration vor allem die Ausländerinnen und Auslän-
der betrifft. Was wird denn von der Schweizer Bevöl-
kerung gefordert?
In diesem Bereich besteht tatsächlich grosser Nach-

holbedarf. Man sagt zwar, die Integration sei ein ge-

genseitiger Prozess, doch in der politischen Diskussion

nennt man nur die eine Seite. Die Verantwortungsträ-

ger müssten auch einmal thematisieren, was von der

einheimischen Bevölkerung erwartet wird bezüglich

Verständnis und Offenheit. Und die Ausländerorgani-

sationen sollten formulieren können, was ihnen wich-

tig ist. Dabei stellt sich die Frage immer wieder neu,

denn die Zugewanderten ändern sich, auch wir än-

dern uns; die Jungen sind heute beispielsweise selbst-

bewusster und wollen sich nicht durch politische Par-

teien vereinnahmen lassen. Deshalb kann die Diskus-

sion gar nie zu Ende gehen. Erst in einer total homo-

genen Gesellschaft wäre Integration kein Thema mehr.

So eine Gesellschaft wäre aber sehr langweilig, ei-

gentlich tot.

Interview: Rosmarie Kayser

Das Schwerpunktprogramm des Bundes
umfasst nur noch drei statt wie bisher fünf
Bereiche. Für die Projektförderung sind nun
in erster Linie die Kantone zuständig.

Das Schwerpunktprogramm für die Integrationsför-

derung des Bundes für die Jahre 2008 bis 2011 bringt

verschiedene grundlegende Änderungen. Es ist im Zu-

sammenhang mit dem Integrationsverständnis des

neuen Ausländergesetzes zu sehen, das die Hauptar-

beit der Integrationspraxis in den regulären öffentli-

chen Institutionen sieht. Der Bund wird etwa vierzig

Massnahmen für verschiedene Stellen der öffentlichen

Hand vorschlagen, die vor allem den Zugang zum Ar-

beitsmarkt und die Berufsbildung betreffen. Für die

speziellen und ergänzenden Massnahmen, die im

Schwerpunktprogramm definiert sind, engagiert sich

der Bund voraussichtlich mindestens in gleichem Mass

wie in den letzten Jahren (14 Millionen Franken pro

Jahr). Die Verwaltung der Integrationsförderung geht

von der Eidgenössischen Ausländerkommission an das

Bundesamt für Migration über, das dem Eidgenössi-

schen Justiz- und Polizeidepartement untersteht.

Neu gibt es nur noch die folgenden Schwerpunkte:

1. Sprache und Bildung
Im Schwerpunkt 1 werden Angebote finanziell unter-

stützt, welche die Anwendung der Sprache im Alltag

und die Kommunikation zwischen Einheimischen und

Zugewanderten fördern. Auf der Grundlage von aus-

gewählten Pilotprojekten soll auch die sprachliche

Frühförderung der Kinder unter Einbezug der Eltern

vorangetrieben werden. Das Bundesamt für Migration

unterstützt in diesem Bereich keine einzelnen Projek-

te, sondern schliesst mit interessierten Kantonen Pro-

grammvereinbarungen ab, welche Art, Umfang, Fi-

nanzierung und Qualität des Angebots umfassen. Es

ist Aufgabe der Kantone, mit Partnern im Bildungsbe-

reich entsprechende Programme vorzubereiten.

2. Fachstellen Integration
Der Bund unterstützt mit Leistungsverträgen auch im

neuen Schwerpunktprogramm den Aufbau von Fach-

stellen wie Ausländerdiensten und Vermittlungsstel-

len für interkulturelle Übersetzerinnen und Überset-

zer. So werden die FABIA und der Dolmetschdienst

Zentralschweiz der Caritas Luzern auch in den nächs-

ten vier Jahren mit solchen Leistungsverträgen arbei-

ten können. In dieser Zeit soll die Ablösung dieser

Fachstellen von Bundesgeldern geprüft und anschlies-

send vollzogen werden.

3. Modellvorhaben Integration
In diesem Schwerpunkt unterstützt der Bund Projekte

zur Entwicklung der Integrationspraxis und der Quali-

tät. Das Bundesamt für Migration kann auch selber Pi-

Iotprojekte und die Erarbeitung von fachlichen Grund-

lagen anregen. Dadurch sollen Erkenntnisse von ge-

samtschweizerischer Bedeutung gewonnen und Berei-

che gefördert werden, die ein hohes Integrationspo-

tenzial haben (z.B. Pilotprojekte zur Frühförderung).

Übergangsjahr 2008
Im neuen Schwerpunktprogramm sind Kleinprojekte

nicht mehr enthalten. Sie werden nur noch Bundesbei-

träge erhalten können, wenn sie in den kantonalen

Programmen im Schwerpunkt Sprache und Bildung

aufscheinen.

Die Kantone brauchen Zeit, um die Programmverein-

barung mit dem Bund vorzubereiten. Sie müssen zu-

nächst ein entsprechenes Sprachförderungsprogramm

entwickeln. So können die Vereinbarungen erst auf

Anfang 2009 abgeschlossen werden. Im Übergangs-

jahr 2008 werden deshalb die Projekte im bisherigen

Schwerpunkt A (Sprachförderung) in gleichem Um-

fang wie bis anhin weitergeführt. Für Kleinprojekte im

bisherigen Schwerpunkt C gibt der Kanton eine Aus-

schreibung mit den genauen Kriterien, Rahmenbedin-

gungen und Fristen heraus. Um Unterstützung zu

erhalten, müssen sie sich im engeren oder weiteren

Sinn der Sprachförderung widmen. Für diese Projekte

ist neu einzig der Kanton zuständig. Er kann aber

sowohl kantonale als auch Bundesbeiträge vergeben.

Die Integrationsförderung des Kantons hat sich in den

ersten beiden Schwerpunktprogrammen bisher an die

Schwerpunkte des Bundes gehalten. Da nun wichtige

Bereiche der Integrationsförderung nicht mehr berück-

sichtigt sind, wie zum Beispiel Gemeinde- oder Quar-

tierentwicklungsprojekte und die Öffnung der Institu-

tionen, muss der Kanton selber Kriterien entwickeln,

wie er im Rahmen seiner beschränkten Möglichkeiten

über die Förderschwerpunkte des Bundes hinaus

Angebote unterstützen kann.

Hansjörg Vogel

Zwischen politischen Äusse-
rungen und konkreter Inte-
grationsarbeit besteht ein
grosser Unterschied, meint
Walter Schmid. Und: Die 
Diskussion über Integration
könne gar nie zu Ende
geheg-

Gegenwärtige Trends Das Schwerpunktprogramm 2008 bis 2011

Dr. Walter Schmid ist Rektor der
Hochschule für Soziale Arbeit
Luzern und Vizepräsident der Eid-
genössischen Ausländerkommis-
sion (EKA).
Bild Rudolf Steiner
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Von der Koordinationsstelle für Integrationspolitik 
zur Fachstelle Gesellschaftsfragen
Seit dem 1. Juli 2007 gibt es die neue kantonale Fachstelle Gesellschaftsfragen. Darin wurden

das Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann, die Jugendförderung, die Koordinations-

stelle für Ausländerfragen und Integrationspolitik sowie die Stelle für Familienfragen zusam-

mengeführt. Diese vier bisherigen Kleinstellen können so ihre Aktivitäten besser koordinieren

und in enger Zusammenarbeit auf das gemeinsame Ziel hinarbeiten: Chancengerechtigkeit

und Integration.

Die Fachstelle Gesellschaftsfragen ist eine Abteilung des erweiterten kantonalen Sozialam-

tes, das neu Dienststelle Soziales und Gesellschaft heisst. Sie steht unter der Leitung von

Hansjörg Vogel und wird von acht Personen mit insgesamt gut 450 Stellenprozenten betreut.

Es sind die gleichen Personen, die bisher die Kleinstellen betreuten; die Ansprechpersonen

für die einzelnen Bereiche sind also dieselben, und sie sind weiterhin unter ihren bisherigen

Telefonnummern und E-Mail-Adressen erreichbar. Ihre erste Aufgabe ist es nun, Formen der

Zusammenarbeit zu entwickeln. Denn künftig sollen die gesellschaftspolitischen Handlungs-

felder des Kantons wie Gleichstellung von Frau und Mann, Kind und Familie, Jugend, Alter,

Behinderung und Integration der Zugewanderten vernetzt behandelt werden. Die Fachstelle

Gesellschaftsfragen koordiniert Aktivitäten innerhalb und ausserhalb der Verwaltung, beob-

achtet Entwicklungen und unterbreitet Vorschläge für Kampagnen und Projekte.

Für alle erwähnten Handlungsfelder gab es bisher kantonale Kommissionen, die den Regie-

rungsrat in ihrem Thema beraten haben. Diese sieben Kommissionen −  darunter auch die

kantonale Kommission für Ausländer- und Integrationspolitik −  werden aufgelöst und durch

eine Kommission für Gesellschaftsfragen abgelöst, die Ende Jahr ihre Tätigkeit aufnehmen soll.

Für die kantonale Integrationspolitik ist die neue Fachstelle eine Chance. Die Perspektive der

Zugewanderten kann auf diese Weise in den verschiedenen gesellschaftspolitischen Berei-

chen besser eingebracht werden. Dies entspricht dem Integrationsverständnis des neuen

Ausländergesetzes: Die Anliegen der Integration bei der Erfüllung aller staatlichen Aufgaben

zu berücksichtigen.

Die kantonale Ansprechstelle Integration ist neu unter folgender Adresse zu erreichen:

Fachstelle Gesellschaftsfragen, Integration, Hansjörg Vogel, 
Rösslimattstrasse 37, 6002 Luzern

Weisheit dank Migration
Abu Ali Sina (980-1037) war Physiker, Philosoph, Wis-

senschaftler und der berühmteste persische Arzt über-

haupt. In seinem 18. Lebensjahr wurde er bereits Leib-

arzt des Königs und grösster Wesir seiner Zeit. Er war

von Persien bis Äthiopien und Rom als angesehener

Wissenschaftler und Philosoph bekannt. Seine Lehre

und seine Bücher werden bis heute weltweit an unter-

schiedlichen Universitäten studiert. Ibn Sina, wie er

auch genannt wird, musste aufgrund der Umstände

innerhalb des grossen Persischen Reiches vom heuti-

gen Usbekistan nach Afghanistan und später nach Iran

auswandern. Er schrieb in seinen Schriften, die Migra-

tion, die er als Kind erlebte, habe ihn nicht nur mit

neuen Menschen und neuen Umgebungen vertraut

gemacht, sondern ihm auch ermöglicht, neue Lehrer

kennenzulernen und neues Wissen zu erwerben.

Schon die Beobachtung der Sterne in den Nächten

zeige ihm, wie unterschiedlich verschiedene Perspek-

tiven sein könnten, schrieb er. So habe er seine Philo-

sophie der Multiperspektivität und Relativität ent-

deckt.

Nachdem er in seinem 18. Lebensjahr den Ruf des Me-

dicus erworben hatte, wurde Ibn Sina Leibarzt des

samanidischen Herrschers Nuh Ibn Mansur. Der Herr-

scher war neugierig, das Geheimnis seines Erfolges zu

erfahren. Er rief alle seine Minister und Wesire zu ei-

nem Fest zusammen, um den jungen Medicus zu fei-

ern. Auch lud er Tausende Gäste aus Rom, Ägypten,

dem Osmanischen Reich, Äthiopien, Portugal und

Spanien ein, um das Genie der Zeit hoch zu loben.

Zur Eröffnung des Festes fragte der Herrscher Ibn

Sina, was das Geheimnis seines Erfolges und seiner

Klugheit sei. Ibn Sina hielt kurz inne und antwortete

dann: "Meine Hoheit, mein Wissen verdanke ich der

Migration. Jahr für Jahr traf ich neue Menschen und

lernte neue Umgebungen kennen. So konnte ich

mein Wissen stetig erweitern. Wäre ich in meinem

Heimatort geblieben, würde ich heute nicht vom

Herrscher gelobt!"

Für weitere Informationen: 

http://de.wikipedia.org/wiki/Abu_Ali_Ibn_Sina
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